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Die Stadtverordnetenversammlung

  
Tagesordnung I Punkt 10 der öffentlichen Sitzung am 17. Dezember 2025

Antrags-Nr. 25-F-63-0078

Gesamtstrategie „Suchthilfe und Prävention statt Verdrängung” 
- Antrag der Fraktionen von Bündnis 90/Die Grünen, SPD, Die Linke und Volt vom 11.11.2025 -

Weiterentwicklung der kommunalen Strategien zur Reduzierung des Konsums illegaler 
Substanzen und zur Stärkung von Prävention und Unterstützung

Die Rathauskooperation aus Grünen, SPD, Linken und Volt hat bereits wichtige Maßnahmen 
eingeleitet, um das Drogenproblem anzugehen. Wir haben in den betroffenen Stadtteilen die 
Streetwork-Angebote verstärkt und die mobile Drogenhilfe und aufsuchende Suchtberatung 
ausgebaut. Die Mittel für Suchthilfeeinrichtungen wurden deutlich erhöht, um Beratungs- und 
Präventionsarbeit leisten zu können. Die Zusammenarbeit zwischen den Träger*innen der 
Suchthilfe und dem Gesundheitsamt wurde kontinuierlich verbessert. Auch Präventionsangebote 
an Schulen und Jugendtreffs konnten so optimiert werden.

Diese Ansätze sind sozial- und gesundheitspolitisch richtig und notwendig. Dennoch zeigt sich, 
dass der Hilfebedarf aufgrund veränderter Konsummuster und psychischer Belastungen weiter 
steigt. Damit Wiesbaden seinem sozialen Auftrag gerecht bleibt, bedarf es einer fortlaufenden 
Weiterentwicklung der lokalen Strategien.

Hierbei müssen auch weitere Zielgruppen in den Blick kommen: So setzen kriminelle Drogenringe 
oft Menschen in prekären Lebensverhältnissen als Dealer ein, um ihre Waren zu verkaufen. Diese 
Kleindealer geraten häufig ins Visier der Ordnungsbehörden. Ihre Verfolgung löst die strukturellen 
Probleme des illegalen Drogenhandels nicht. Kleindealer sind selbst Opfer der mafiösen Strukturen 
im Drogenhandel. Daher braucht es Aussteiger*innenprogramme und sozialpolitische Lösungen, 
um den Straßenverkauf wirksam einzudämmen. 

Die Stadtverordnetenversammlung wolle beschließen: 

Der Magistrat wird gebeten,

1) eine Gesamtstrategie “Suchthilfe und Prävention statt Verdrängung” zur Reduzierung des 
Konsums illegaler Substanzen und zur Stärkung der Suchthilfe vorzulegen. Diese soll 
insbesondere beinhalten:
a) eine regelmäßige Bedarfserhebung zu Konsumtrends und sozialen Folgen in Kooperation mit 

Suchtberatungsstellen, Polizei und Gesundheitsdienst,

b) die Prüfung weiterer niedrigschwelliger Aufenthalts- und Beratungsräume nach dem Prinzip 
der akzeptierenden Drogenarbeit,

c) die dauerhafte Sicherung und personelle Stärkung der Streetwork-Teams,

d) die Schaffung eines stadtweiten Arbeitskreises „Drogen und Gesundheit“ mit Beteiligung von 
Betroffenen, Fachstellen und Politik.
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e) bei erfolgreicher Evaluation das Pilotprojekt zum Drug Checking als dauerhaftes 
niedrigschwelliges Angebot der Suchthilfe zu etablieren.

f) Aussteiger*innenprogramme für Kleindealer. 

g) Einen Abgleich mit den bestehenden Angeboten der städtischen  Arbeitsgemeinschaft 
#wohin, um Doppelstrukturen zu vermeiden.

2) präventive Bildungsarbeit an Schulen und Jugendzentren auszubauen, insbesondere zu 
psychischer Gesundheit, Suchtprävention und sozialer Teilhabe. Vorschläge diesbezüglich 
sollen als weitere Bedarfe für die kommenden Haushaltsberatungen angemeldet werden.

3) Wohn- und Tagesstrukturangebote für suchtkranke Menschen zu erweitern, um Wege aus der 
Sucht und Perspektiven für Stabilisierung zu ermöglichen. Vorschläge diesbezüglich sollen als 
weitere Bedarfe für die kommenden Haushaltsberatungen angemeldet werden.

4) dem Stadtparlament jährlich einen Bericht der Maßnahmen vorzulegen, einschließlich 
Evaluationsdaten und sozialer Indikatoren.

5) Bezüglich der aktuellen Problematiken mit Drogenkonsum im Kirchenreulchen wird der 
Magistrat gebeten, kurzfristige Maßnahmen zur Verbesserung der aktuellen Situation in die 
Wege zu leiten. Dabei soll eine langfristige Hilfe und keine kurzfristige Verdrängung das Ziel 
sein.
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Der Antrag wird angenommen.
 

Dem Magistrat Wiesbaden,     .12.2025
mit der Bitte um weitere Veranlassung

Dr. Gerhard Obermayr
Stadtverordnetenvorsteher

Der Magistrat Wiesbaden,     .01.2026
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Dezernat IV
mit der Bitte um weitere Veranlassung
Dezernat VI Gert-Uwe Mende
mit der Bitte um Kenntnisnahme Oberbürgermeister
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